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SfQ Satzung für Qualitätskontrolle
SGB X Zehntes Buch Sozialgesetzbuch
SGG Sozialgerichtsgesetz
Slg. Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes und des Ge

richts Erster Instanz
sog. sogenannte
SPEs Special Purpose Entities
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SSP Steuern sparen professionell
StB Der Steuerberater
StBerG Steuerberatungsgesetz
Stbg Die Steuerberatung
StbJb Steuerberater-Jahrbuch
StBp Die steuerliche Betriebsprüfung
StEd Steuer-Eildienst
SteuK Steuerrecht kurzgefaßt
SteuR Steuerrecht
StGB Strafgesetzbuch
StPO Strafprozessordnung
StuB Unternehmensteuern und Bilanzen
StuW Steuer und Wirtschaft
SWI Steuer und Wirtschaft International
u. a. unter anderem
Ubg Die Unternehmensbesteuerung
UmwG Umwandlungsgesetz
UmwStG Umwandlungssteuergesetz
UPR Umwelt- und Planungsrecht
Urt. Urteil
USA United States of America
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
v. von/vom
vBP vereidigte Buchprüfer
VertragsHdb. Vertragshandbuch
vgl. vergleiche
VuR Verbraucher und Recht
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
wistra Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht
WM Wertpapier-Mitteilungen/Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht
WP Wirtschaftsprüfer
WPg Die Wirtschaftsprüfung
WPK Wirtschaftsprüferkammer
WPK-Mag. Wirtschaftsprüferkammer-Magazin
WPO Gesetz über eine Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis
z.B. zum Beispiel
ZD Zeitschrift für Datenschutz
ZErb Zeitschrift für die Steuer- und Erbrechtspraxis
ZEuP Zeitschrift für europäisches Privatrecht
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge
ZHR Zeitschrift für das Gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZStV Zeitschrift für Stiftungs- und Vereinswesen
ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht
ZWH Zeitschrift für Wirtschaftsstrafrecht
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1. Kapitel

Einführung in die Thematik

A. Einleitung

Jedem Steuerpflichtigen in Deutschland steht es aus verfassungsrechtlicher Sicht 
frei, „seine Angelegenheiten so einzurichten, daß er möglichst wenig Steuern zu 
zahlen braucht“.1 Es liegt in der Natur der Sache, dass die Interessen der Steuer
pflichtigen und der Finanzverwaltung, die in solchen Thematiken häufig diametral 
entgegengesetzt zueinander stehen, kollidieren können. Aufgrund der Komplexität 
der steuerrechtlichen Systeme ist es dem einzelnen Steuerpflichtigen zudem kaum 
selbstständig möglich, seine Interessen umfassend und effektiv wahrzunehmen, 
wodurch sich der Steuerpflichtige im Nachteil gegenüber staatlichen Stellen befin
det. Ebenjenen Nachteil auszugleichen, dem Steuerpflichtigen zur Seite zu stehen, 
die rechtsstaatlich notwendige Chancen- und Waffengleichheit sicherzustellen und 
die „rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen Interessen wahrzunehmen“,2 ist 
die Aufgabe der im Mittelpunkt dieser Arbeit stehenden Berater (Intermediäre).3

Durch die Einführung der Mitteilungspflicht4 für grenzüberschreitende Steuer
gestaltungen in Deutschland im Jahr 2020 wurde den Beratern, die im Kontext der 
§§ 138dff. AO die Bezeichnung Intermediäre erhielten, die Pflicht auferlegt, be
stimmte grenzüberschreitende Steuergestaltungen ihrer Mandanten dem Bundes
zentralamt für Steuern (BZSt) gegenüber offenzulegen. Die Aufbürdung einer sol
chen Pflicht kann in Anbetracht der den Beratern eigentlich zugewiesenen Aufga

1 BVerfG, Beschl. v. 14. 04. 1959 –1 BvL 23, 34/57, BVerfGE 9, 237 (250) = NJW 1959, 
979; ebenso sieht es die höchstrichterliche Finanzrechtsprechung, welche unterstreicht, dass 
legales steuerrechtliches Verhalten mit dem Ziel, „eine geringere Steuerbelastung“ herbeizu
führen, grundsätzlich nicht zu beanstanden ist, BFH, Urt. v. 12. 09. 1995 – IX R 64/93, BStBl. 
II 1996, 158 (159) = NJW 1996, 1623.

2 BVerfG, Beschl. v. 08. 04. 1998 –1 BvR 1773/96, BVerfGE 98, 49 (64) = NJW 1998, 
2269.

3 BVerfG, Beschl. v. 09. 08. 1995–1 BvR 2263/94, 229, 534/95, BVerfGE 93, 213 (236) = 
NJW 1996, 709; BVerfG, Beschl. v. 08.04. 1998 –1 BvR 1773/96, BVerfGE 98, 49 (64) = 
NJW 1998, 2269; BVerfG, Urt. v. 30. 03. 2004 –2 BvR 1520/01, 2 BvR 1521/01, BVerfGE 
110, 226 (252 f.) = NJW 2004, 1305; Gaier, BRAK-Mitt. 2006, 2 (5); Henssler, in: Henssler/ 
Prütting, BRAO, § 43a Rn. 1; Maxl, in: Hense/Ulrich, WPO, § 43 Rn. 226 f.

4 Teilweise wird auch von Anzeige- oder Meldepflichten gesprochen. Der vom Gesetzge
ber in § 138d AO gewählte Wortlaut spricht jedoch von einer „Pflicht zur Mitteilung“, sodass 
im Kontext dieser Arbeit die Terminologie der „Mitteilungspflichten“ gewählt wurde.



ben nur als Novum bezeichnet werden. Einstimmig trugen die den verschiedenen 
Beratergruppen vorstehenden Kammern umfassende Bedenken vor.5 Die vollstän
dige Problematik der Mitteilungspflicht sollte sich jedoch erst im Laufe der nächs
ten Jahre offenbaren. So berührt die steuerrechtliche Mitteilungspflicht für grenz
überschreitende Steuergestaltungen nicht nur das Berufsrecht, sondern ebenfalls das 
Unions-, Verfassungs- und Zivilrecht. Diese Multidimensionalität schuf den Nähr
boden für mannigfaltige Spannungsverhältnisse. Spätestens mit dem Urteil des 
EuGH in der Rechtssache Orde van Vlaamse Balies v. 08. 12. 2022 ist die rechts
wissenschaftliche Sprengkraft zutage getreten.6 Erstmals sah der EuGH sich ge
zwungen, eine Regelung einer sekundärrechtlichen Richtlinie aufgrund eines un
gerechtfertigten Verstoßes gegen die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (GRCh) für unwirksam zu erklären.7

B. Untersuchungsgegenstand, Problemstellungen 
und Zielsetzungen

I. Untersuchungsgegenstand

Primärer Gegenstand der Untersuchung sind die verschiedenen Rechte und 
Pflichten der Intermediäre, welche mit der Mitteilungspflicht für grenzüberschrei
tende Steuergestaltungen in einem Spannungsverhältnis stehen können. Lediglich in 
sekundärer Hinsicht sollen etwaig betroffene Rechte der Nutzer innerhalb kurzer 
Exkurse dargestellt werden.

Zwar wird der Begriff des Intermediärs erst an späterer Stelle vertieft dargestellt; 
es sei jedoch soweit vorweggegriffen, dass unter den Begriff des Intermediärs zu
nächst „jede Person [fallen kann], die eine meldepflichtige grenzüberschreitende 
Gestaltung konzipiert, vermarktet, organisiert oder zur Umsetzung bereitstellt oder 
die die Umsetzung einer solchen Gestaltung verwaltet“.8 Trotz dieses umfassenden 
Begriffsverständnisses wird es sich bei den meisten Intermediären, aufgrund der 
Komplexität der Materie, insbesondere aufgrund der notwendigen grenzüber
schreitenden Rechtsmaterie, um die Vertreter der einschlägigen steuerlich beraten
den Berufe handeln.9 Besonderes betroffene Berufsgruppen sind daher Rechtsan

5 Siehe dazu noch Kap. 4 C. I. 2. c) cc) (1) (b).
6 EuGH, Urt. v. 08.12. 2022 – Rs. C-694/20, Orde van Vlaamse Balies, ECLI:EU: 

C:2022:963, BeckRS 2022, 34895 = NZKart 2023, 22.
7 Sendke, ISR 2023, 11.
8 Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates vom 25. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2011/ 

16/EU bezüglich des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der 
Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen, ABl. L 139 v. 05. 06. 
2018, S. 5.

9 Zu der möglichen Intermediärseigenschaft der Vertreter der einschlägigen steuerlich be-
ratenden Berufe siehe BT-Drs. 19/14685, 27 f.; Brandis, in: Tipke/Kruse, AO/FGO, § 138d 
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wälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer. Die Betroffenheit dieser Berufsgruppen 
führt zu einer Vertiefung der bestehenden Problematik, sind die betroffenen Berater 
aufgrund der Wahrnehmung von für die Gesellschaft wesentlichen Aufgaben10 doch 
von einem weitreichenden Netz an berufsrechtlichen Vorschriften umsponnen.

II. Problemstellungen und Zielsetzungen

Die Arbeit hat das Ziel, eine möglichst umfassende Darstellung etwaiger Span
nungsverhältnisse zwischen den Rechten und Pflichten der Intermediäre einerseits 
und den Mitteilungspflichten für grenzüberschreitende Steuergestaltungen ande
rerseits vorzunehmen. Sind solche Spannungsverhältnisse identifiziert, sollen sie, 
wenn dies mit bestehenden rechtlichen Mitteln möglich ist, schonend aufgelöst 
werden. Dies umfasst gegebenenfalls auch Vorschläge zu Anpassungsmöglichkei
ten der Gesetzeslage de lege ferenda. Der Entstehung von Spannungsverhältnissen 
im Kontext der Mitteilungspflichten für grenzüberschreitende Steuergestaltungen 
liegen dabei zwei maßgebliche Aspekte zugrunde.

Zunächst sind den betroffenen Beratern, als Vertretern ihrer Mandanten, um
fangreiche berufliche Rechte und Pflichten auferlegt worden. Diese detaillierte be
rufsrechtliche Ausgestaltung dient der Bewahrung der ihnen zugewiesenen Aufga
ben und soll gleichzeitig die Interessen der Mandanten schützen.11 Eine aufge
zwungene Indienstnahme der Berater gegen die Interessen der eigenen Mandanten 
als „Reparaturabteilung des Gesetzgebers“,12 „Spürnasen der Finanzverwaltung“13

AO Rn. 6; Cloer/Niemeyer, DStZ 2019, 426 (435 f.); Dinger, EWS 2021, 250 (252); Ditz/ 
Engelen, DStR 2019, 352 (357); Duttiné/Partin, BB 2017, 3031 (3033); M. Frotscher, in: 
Schwarz/Pahlke/Keß, AO/FGO, § 138d AO Rn. 10; Gaßmann, PIStB 2018, 092 (094); 
Grotherr, DStZ 2019, 288 (292); Grotherr, in: Gosch, AO/FGO, § 138d AO Rn. 18; Guerra, 
ErbStB 2020, 47 (48); Haselmann, in: Koenig, AO, § 138d Rn. 5; Kepp/Schober, BB 2019, 
791; Kirsch/Linn, DB 2020, Beilage Nr. 3 zu Heft 22, 27 (29); Podeyn/Tschatsch/Fischler, DB 
2018, 3081 (3084); Puls/Heravi, ISR 2015, 285 (286); Rätke, in: Klein, AO, § 138d Rn. 31; 
Schnitger/Brink/Welling, IStR 2019, 157 (158); Seer, in: Tipke/Lang, SteuR, Rn. 21.176; 
Stöber, BB 2018, 1559 (1565); Stöber, 2018, 2464 (2467); Stöber, in: Brandt, Steuerrecht im 
Wandel, 2019, S. 127 (132); Trageser/Schenk, BB 2019, 2910.

10 Rechtsanwälte sind unabhängige Organe der Rechtspflege, § 1 BRAO. Ähnlich verhält 
es sich mit Steuerberatern, welche unabhängige Organe der Steuerrechtspflege darstellen, vgl. 
§ 1 BOStB. Wirtschaftsprüfer nehmen „neben der Interessenvertretung [auch] eine unabhän
gige Organstellung in der Rechtspflege ein“, vgl. BVerfG, Beschl. v. 08. 04. 1998–1 BvR 
1773/96, BVerfGE 98, 49 (64) = NJW 1998, 2269; Ring, DStR 2019, Beihefter zu Heft 50, 54 
(55); siehe auch Schramm, DStR 2003, 1364 (1368), welcher von der notwendigen Stellung 
des Wirtschaftsprüfers „im Funktionsgefüge von Rechts-, Steuer- und Wirtschaftsordnung“ 
spricht.

11 Siehe dazu für die in § 43a BRAO verankerten Berufspflichten Henssler, in: Henssler/ 
Prütting, BRAO, § 43a Rn. 1.

12 So Elster auf dem 39. Deutschen Steuerberatertag. Siehe dazu beck-aktuell v. 11. 10. 
2016, becklink 2004593.
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